
04. März 2025

Geheime Verhandlungen: Union und SPD
planen Milliarden für Bundeswehr!

Union und SPD verhandeln über eine neue GroKo mit
Milliardeninvestitionen in Bundeswehr und Infrastruktur.

Dringlichkeit aufgrund aktueller Herausforderungen.

Deutschland - Die politischen Verhandlungen zwischen der
Union und der SPD, die am 28. Februar 2025 begonnen haben,
könnten einen Weg zur Bildung einer neuen Großen Koalition
(Groko) ebnen. Beide Parteien befinden sich in Gesprächen über
umfassende Investitionen in zwei zentrale Bereiche: geplante
400 Milliarden Euro für die Bundeswehr und bis zu 500 Milliarden
Euro zur Sanierung der maroden Infrastruktur in Deutschland.
Angesichts der angespannten finanziellen Situation wird
diskutiert, wie diese enormen Summen aufgebracht werden
können, ohne dabei die Schuldenbremse zu verletzen. 

Deutschland steht vor finanziellen Herausforderungen, die durch
die Anforderungen einer sich verändernden Sicherheitslage in
Europa und die Unterstützung der Ukraine verschärft werden.
Fachleute fordern eine Reform der Schuldenbremse oder die
Einführung von Sondervermögen, um diesen Investitionsbedarf
zu decken. Um dies zu realisieren, benötigen die Pläne eine Zwei-
Drittel-Mehrheit im Bundestag. Anzeichen deuten darauf hin,
dass Union und SPD in den Sondierungen auf Sondervermögen
für die Bundeswehr und Infrastruktur hinauslaufen könnten, was
jedoch weitere politische Unterstützung erfordert.

Herausforderungen bei der Einigung

Während die CDU unter Friedrich Merz und die SPD unter Lars



Klingbeil die Dringlichkeit einer Einigung betonen, könnte eine
Sperrminorität von AfD und Linke verhindernd wirken. Diese
Parteien könnten wichtige Vorhaben im Bundestag blockieren,
insbesondere wenn es um die geplanten Sondervermögen geht.
CDU-Generalsekretär Carsten Linnemann und Lars Klingbeil
haben die Vertraulichkeit der aktuellen Gespräche betont.
Gemeinsam fordern sie ein starkes Signal zur Verbesserung der
Verteidigungsbereitschaft, das auch von der Wirtschaftsweise
Monika Schnitzer bekräftigt wird.

Finanzminister Jörg Kukies (SPD) hat sich ebenfalls zur
angespannten Finanzlage geäußert, wobei angemerkt wird, dass
die aktuellen Haushaltseinschränkungen durch eine Reform der
Schuldenbremse oder die Schaffung neuer Sondervermögen
eventuell umgangen werden könnten. Diese speziellen Schulden
müssten allerdings durch eine Anpassung des Grundgesetzes
sanktioniert werden, was die Notwendigkeit einer breiten
politischen Zustimmung unterstreicht.

Investitionen und ihre Finanzierung

Der Druck auf die Regierung wächst, insbesondere angesichts
eines möglichen Anstiegs der Mehrwertsteuer zur
Schuldenreduktion und der schnell näher rückenden
Konstituierung des neuen Bundestages am 25. März 2025. Die
Grünen senden unterschiedliche Signale zur Reform der
Schuldenbremse, während CDU-Vorsitzender Merz betont, dass
eine Übereinkunft über die Finanzierung von Verteidigung und
Infrastruktur notwendig ist. Angesichts sinkender
Steuereinnahmen und einer schwachen Konjunktur wird die
Notwendigkeit, Prioritäten neu zu setzen, zunehmend klarer.

Ein starkes Augenmerk liegt außerdem darauf, dass ohne ein
Einverständnis der AfD und der Linken, die speziell eine
Ablehnung von Sondervermögen und Aufrüstungsmaßnahmen
geäußert haben, keine bahnbrechenden Fortschritte erzielt
werden können. Während die Linke bereit ist, zivile
Unterstützung für die Ukraine zu leisten, wehrt sie sich gegen



weitere Aufrüstungspläne. Der Druck auf die Regierungsparteien
wächst, in diesem sensiblen politischen Umfeld schnell zu
handeln und eine tragfähige Lösung zu finden.

Die Verhandlungen werden weiterhin genau beobachtet, da die
Entscheidungen der Groko potenziell weitreichende finanzielle
und sicherheitspolitische Konsequenzen für Deutschland und
Europa haben werden. Ob es gelingt, die notwendigen Mittel für
Bundeswehr und Infrastruktur zu mobilisieren, bleibt
abzuwarten.
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